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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(10. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der 
Verordnung Nr. 17/64/EWG über die Bedingungen für die Beteiligung 
des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
— Drucksache 7/4011 — 

A. Problem 

Die Nichtverwirklichung der vom Fonds geförderten Maßnah- 
men führte bisher zur Streichung der Mittel und deren Rückfluß 
in den allgemeinen Haushalt. Ebenso verfielen bisher die Mittel, 
wenn ein Vorhaben nicht innerhalb einer bestimmten Frist nach 
Bewilligung des Zuschusses begonnen wurde, weil dann ein 
fristgerechter Abschluß der Maßnahme oft nicht möglich war 
und die Kommission deshalb die Bewilligung widerrufen 
konnte. 

Seit mehreren Jahren werden jährlich die Regelungen über 
Eigenleistungen und über den Prozentsatz des Zuschusses in 
bestimmten Sonderfällen regelmäßig im Verordnungswege ab- 
geändert. 


B. Lösung 

Künftig sollen die Mittel bei Nichtverwirklichung eines Vor- 
habens nicht verfallen, sondern für andere bereitgestellt wer- 
den. Vorhaben, mit denen nicht innerhalb von zwei Jahren nach 
Bewilligung des Zuschusses begonnen worden ist, sollen mit 
dem Ziel überprüft werden, den Zuschuß auf ein anderes Vor- 
haben zu übertragen. 

Die jährlichen Einzelregelungen sollen in den Text der grund- 
legenden Verordnung aufgenommen werden. 

Einmütigkeit im Ausschuß 
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C. Alternativen 

entfallen 

D. Kosten 

keine 
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A. Bericht des Abgeordneten Vit 


Der Verordnungs Vorschlag wurde mit Schreiben 
der Frau Präsidentin vom 9. September 1975 dem 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
zur Beratung überwiesen. Der Ausschuß hat ihn in 
seiner Sitzung am 23. Oktober 1975 behandelt. 

Mit ihm werden drei Probleme angesprochen: 

— Für die Durchführung von Einzelvorhaben nach 
der Verordnung Nr. 17/64/EWG (z. B. Molke- 
reien, Flurbereinigung, Wirtschaftswegebau) 
werden Zuschüsse aus dem EAGFL, Abteilung 
Ausrichtung, gewährt. Ein Verzicht des Begün- 
stigten oder eine teilweise oder völlige Nichtver- 
wirklichung der vorgesehenen Investitionen 
hatte bisher die Streichung der Mittel und deren 
Rückfluß in den allgemeinen Haushalt zur Folge. 

— Wenn Vorhaben nicht innerhalb einer bestimm- 
ten Frist nach Bewilligung des Zuschusses be- 
gonnen worden waren, verringerten sich die Aus- 
sichten auf einen fristgerechten Abschluß der 
Maßnahme und damit auf die volle Inanspruch- 
nahme des Zuschusses. In der Vergangenheit hat 
die Kommission dann nach Ablauf einiger Jahre 
die Bewilligung widerrufen; die bewilligten Mit- 
tel verfielen. 

Seit mehreren Jahren werden jährlich bestimmte 
Vorschriften der angeführten Verordnung über 
die Eigenleistung und über den Prozentsatz des 
Zuschusses in bestimmten Sonderfällen regel- 
mäßig durch Einzelverordnungen abgeändert; die 


grundlegende Verordnung ist hiervon bisher un- 
berührt geblieben. 

Die EG-Kommission schlägt nunmehr vor, 

— daß künftig bei nicht oder nur teilweise ausge- 
führten Vorhaben die bewilligten Zuschüsse für 
andere bereitgestellt werden, 

— daß innerhalb von zwei Jahren nach Bewilligung 
des Zuschusses nicht begonnene Vorhaben mit 
dem Ziel überprüft werden, den Zuschuß auf ein 
anderes zu übertragen, 

— daß die bisher seit Jahren angewandten und von 
der grundlegenden Verordnung abweichenden 
Vorschriften über die Eigenleistung und be- 
stimmte Sonderfälle endgültig in den Verord- 
nungstext aufgenommen werden. 

Bei den Beratungen im Ausschuß wurde darauf 
hingewiesen, daß das Antragsverfahren zu um- 
ständlich, bürokratisch und langwierig sei und zu- 
gleich zwangsläufig zu erheblichem Verwaltungsauf- 
wand führe. Es bedürfe einer wesentlichen Verein- 
fachung. 

Der Ausschuß schlägt daher vor, den Vorschlag 
der EG-Kommission mit der Maßgabe zur Kenntnis 
zu nehmen, daß die Bundesregierung ersucht wird, 
auf eine wesentliche Vereinfachung und zeitliche 
Straffung des umständlichen, langwierigen und auf- 
wendigen Antrags- und Bewilligungsverfahrens hin- 
zuwirken. 


Bonn, den 24. Oktober 1975 


Vit 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Vorschlag der EG-Kommission — Drucksache 7/4011 — mit der Maßgabe zur 
Kenntnis zu nehmen, daß die Bundesregierung ersucht wird, bei den Verhand- 
lungen in Brüssel auf eine wesentliche Vereinfachung und zeitliche Straffung des 
umständlichen, langwierigen und aufwendigen Antrags- und Bewilligungsver- 
fahrens hinzuwirken. 

Bonn, den 24. Oktober 1975 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) Vit 

Vorsitzender Berichterstatter 
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